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Abschrift 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 359. Sitzung am 4. Dezember 1970 
beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 11. Novem- 
ber 1970 verabschiedeten 

Gesetz über eine Zählung in der Land- und 
Forstwirtschaft 

(Landwirtschaftszählungsgesetz 1971) 

— Drucksachen VI/1133, VI/1282, Nachtrag zu 1282 — 

ZU verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus dem in der Anlage angegebenen 
Grund einberufen wird. 


Dr. Röder 

Vizepräsident 


Bonn, den 4. Dezember 1970 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird auf Ihr Schreiben vom 12. Novem- 
ber 1970 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr, Röder 

Vizepräsident 
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Drucksache VI/1526 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 


Grund für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über eine Zählung in der Land- 
und Forstwirtschaft 
(Landwirtsdiaf tszählungsgesetz 1971) 


Nadi § 21 ist folgender § 21 a einzufügen: 

21 a 

Der Bund gewährt den Ländern zum Ausgleich 
der Mehrbelastungen, die ihnen und den Gemeinden 
durch dieses Gesetz auferlegt werden, eine Finanz- 
zuweisung in Höhe von 25,5 Millionen Deutsche 
Mark. Diese Finanzzuweisung wird nach der Zahl 
der erfaßten Betriebe unter den Ländern aufgeteilt. 
Die Finanzzuweisung ist in zwei gleichen Teilbeträ- 
gen am 1. Juli 1971 und am 1. Juli 1972 zu zahlen." 

Begründung 

Nach der Kostenschätzung des Bundes in der amt- 
lichen Begründung zum Gesetzentwurf sind die auf 
die Länder entfallenden Kosten auf insgesamt 
43 974 000 DM zu veranschlagen. 

Hinzu kommen 
zusätzliche Kosten für 

Erheber 954 000 DM, 

Kosten für Zuschüsse 

an die Gemeinden 4 800 000 DM, 

Kosten für den Einsatz 

von EDV-Anlagen 1 000 000 DM, 

so daß die insgesamt auf die Länder entfallenden 
Kosten sich auf ca. 50 728 000 DM belaufen werden. 
Die Höhe dieser Kosten erfüllt die Voraussetzungen 
des Artikels 106 Abs. 4 Satz 2 des Grundgesetzes. 


Das Gewicht der finanziellen Belastungen der Län- 
der kann nicht an den Kosten einer einzelnen Sta- 
tistik gemessen werden. Vielmehr sind für die 
Frage, ob die Mehrbelastung eine Finanzzuweisung 
des Bundes nach Artikel 106 Abs. 4 Satz 2 des 
Grundgesetzes rechtfertigt, auch andere zusätzliche 
Belastungen der Länder zu berücksichtigen, die in 
dem Zeitraum 1971/1972 anfallen. Dazu zählt die Ein- 
führung des Personenkennzeichens im Rahmen des 
Gesetzes über das Meldewesen. Hierfür allein wer- 
den den Ländern rd. 85 Millionen DM Kosten ent- 
stehen. Rechnet man nur die Belastung der Länder 
für die Landwirtschaftszählung in den Jahren 1971/ 
1972 mit etwa 45 Millionen DM hinzu (zusätzlich 
Kosten für Erheber, Zuschüsse an die Gemeinden so- 
wie Einsatz von EDV-Anlagen), so ergibt sich eine 
Gesamtmehrbelastung von rd. 130 Millionen DM. 
Angesichts dieser Größenordnung greifen die Vor- 
behalte der Bundesregierung (Drucksache VI/ 1133, 
S. 12/13) und des Bundestages nicht durch. Der Bund 
hat vergleichsweise im Rahmen der Wohnungszäh- 
lung 1968 für mehrere Statistiken mit einer Mehr- 
belastung von 102 Millionen DM, den Ländern eine 
Finanzzuweisung gewährt. Ob die Auslegung, die 
die Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung Arti- 
kel 106 Abs. 4 Satz 2 GG gibt, zutrifft, oder ob es 
allein auf die Feststellung einer kurzfristigen Mehr- 
belastung der Länder ankommt, mag dahingestellt 
bleiben. 

Nach allem ist deshalb eine Beteiligung des Bundes 
in Höhe der Hälfte der den Ländern und Gemeinden 
entstehenden Kosten gerechtfertigt und geboten. 
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